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Am 23.  September 2020 hat  das Bundeskabine t t  den Entwur f  der  Änderung des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes  (EEG 2021) verabschiedet  (nachfo lgend:  Regierungsentwur f ) .  Das in  wei ten

Tei len neugefass te  EEG 2021 so l l  am 1.  Januar 2021 in Kraf t  t re ten und muss  noch vom Bundes tag

und vom Bundesrat  angenommen werden.  Der  Regierungsentwur f  läss t  jedoch bere i t s  ers te

Rücksch lüsse auf  d ie  wahrschein l ichen Inhal te  des EEG 2021 zu.  Die wesent l ichen Änderungen und

Neuerungen s te l len wir  nachfo lgend vor,  wobei  d ie  Übers ich t  ke inen Anspruch auf  Vol l s tändigkei t

erhebt  und s ich vor  a l lem auf  d ie  unmi t te lbar  vergütungsre levanten Themen beschränkt .

1.  ÄNDERUNG DER GESETZL ICHEN Z IE LVORGABEN

a) Treibhausgasneutralität bis 2050

Im EEG 2021 gibt der Gesetzgeber erstmals das Ziel „Treibhausgasneutralität“ vor.

Die gesamte in Deutschland (einschließlich der Ausschließlichen Wirtscha�szone)

produzierte und verbrauchte Energie soll vor 2050 treibhausgasneutral sein.

b) Anteil des EE-Stroms am Bru�ostromverbrauch

Der Regierungsentwurf gibt weiterhin vor, dass der Anteil an erneuerbaren Energien

am Bru�ostromverbrauch bis zum Jahr 2030 bei 65% liegen soll. Aufgrund des

vorstehend genannten Ziels der Treibhausgasneutralität bis 2050 ist eine Steigerung

des Anteils der erneuerbaren Energien bis 2050 nicht länger als Zielvorgabe im

Regierungsentwurf enthalten.

2.  ÄNDERUNGEN IN AUSSCHRE IBUNGSVERFAHREN

Um die gesetzlichen Zielvorgaben zu erreichen, sieht der Regierungsentwurf eine Anpassung der schon bisher vorgesehenen

Ausschreibungsvolumina vor. Diese werden grundsätzlich gegenüber dem EEG 2017 erhöht.

Eine echte Neuerung sieht der Regierungsentwurf im Bereich Solar vor. Die Ausschreibungsfreigrenze für sog.

Gebäudesolaranlagen wird um 250 Kilowa� von 750 Kilowa� auf 500 Kilowa� abgesenkt. Für Freiflächen-Solaranlagen bleibt es

hingegen bei der Grenze von 750 Kilowa�.
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Daneben sieht der Regierungsentwurf eine Änderung bei den Maximalgebotsmengen vor. Bei Solaranlagen darf die

Gebotsmenge zukün�ig 20 Megawa� nicht überschreiten. Für Freiflächenanlagen bedeutet dies eine Erhöhung um 10

Megawa�. Allerdings gilt diese 20 Megawa�-Grenze zukün�ig für sämtliche Solaranlagen.

3.  ERWEITERUNG DER STANDORTE  FÜR ANLAGEN FÜR ERNEUERBARE ENERGIEN

Um den erweiterten Ausbauzielen Rechnung zu tragen, sieht der Regierungsentwurf vor, dass zukün�ig mehr Standorte

poten�ell für den Bau einer Anlage für erneuerbare Energien interessant werden.

a) Freiflächen-Solaranlagen

In Bezug auf Freiflächen-Solaranlagen soll die mögliche Entwicklungsfläche neben deutschen Autobahnen und

Eisenbahnstrecken, wo Solaranlagen gebaut werden und an Ausschreibungsverfahren teilnehmen können, von 110 auf 200

Meter vergrößert werden.

b) Windenergieanlagen an Land

Der Regierungsentwurf führt einen Korrekturfaktor ein, der den Bau von Windenergieanlagen an Land auch an Standorten

wirtscha�lich werden lässt, die nur über einen geringen Windertrag verfügen. Die geringeren Stromerträge werden (zumindest

teilweise) durch die Einführung eines neuen Korrekturfaktors von 1,35 für Standorte mit einem Gütefaktor von 60%

ausgeglichen. Der Korrekturfaktor kann die niedrigeren Stromerträge möglicherweise nur teilweise kompensieren, soll jedoch

erreichen, dass besonders kostengüns�g zu erschließende Standorte mit weniger Wind bei Ausschreibungen mit windstärkeren

Standorten we�bewerbsfähig sind.

4.  SPEZ IF ISCHE AUSBAUFÖRDERUNG IN
SÜDDEUTSCHLAND

Damit sich die bereits jetzt bestehenden Netzengpässe in der Mi�e Deutschlands

nicht noch weiter auswirken (S�chwort: „Redispatch“), sieht der Regierungsentwurf

vor, dass der Ausbau von Windenergieanlagen an Land und Biomasseanlagen

insbesondere in Süddeutschland (Bayern, Baden-Wür�emberg, Saarland sowie Teile

von Hessen und Rheinland-Pfalz) gefördert werden soll („Südquote“). Dazu sieht der

Regierungsentwurf vor, dass mindestens 15% (2021-2023; ab 2024: 20%) des für

Windenergieanlagen an Land vorgesehenen Ausschreibungsvolumens auf die

genannten Regionen en�allen. Für Biomasse soll sogar eine Südquote von 50%

gelten. Zudem sollen für Biomethananlagen in der Südregion besondere

Ausschreibungsvorgaben gelten (u.a. ein eigener Maximalgebotswert von 19,0

ct./kWh, der sich jährlich um 1% gegenüber dem Vorjahreswert verringert).

5.  LOCKERUNG DER REAL IS IERUNGSFR ISTEN

Aufgrund der häufigen Dri�widersprüche und Klagen gegen die (immissionsschutzrechtlichen) Genehmigungen für

Windenergieanlagen an Land und Biomasseanlagen plant der Gesetzgeber, die vorgesehenen Realisierungsfristen zu lockern.
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a) Windenergieanlagen an Land

Die bisherigen rela�v strikten Regelungen zur Umsetzung des Projekts werden gelockert. Bislang sah das EEG 2017 vor, dass die

30-Monats-Frist zwischen Zuschlag und Inbetriebnahme der Windenergieanlage an Land einmalig verlängert werden kann (ohne

dass eine zeitliche Vorgabe für die Verlängerung galt). Demgegenüber soll nach dem Regierungsentwurf eine mehrfache

Verlängerung der Frist möglich sein, wobei die Maximaldauer aller Verlängerungen 18 Monate nicht überschreiten darf. Bei der

derzei�gen Dauer von Widerspruchs- und Klageverfahren betreffend die Genehmigungen von Windenergieanlagen an Land, die

ca. 2 – 3 Jahre beträgt, ist zu bezweifeln, ob die nun eingeführte Maximalfrist den gewünschten Effekt haben kann.

b) Biomasseanlagen

Für Biomasseanlagen soll zukün�ig eine Frist von 36 Monaten sta� wie bisher 24 Monaten gelten. Gleichzei�g wird die bisher

bereits vorgesehene Möglichkeit zur Verlängerung der Frist auf 48 Monate verkürzt. Bisher galt der Genehmigungszeitraum als

maximaler Verlängerungszeitraum.

c) Geothermie

Geothermie wird, wie bisher, keiner Ausschreibungspflicht unterliegen, insofern gilt für Geothermieanlagen nach wie vor keine

strikte Realisierungsfrist. Wie auch unter dem EEG 2017 soll eine zügige Realisierung des Projekts durch eine jährliche

Degression der Vergütung angereizt werden. Allerdings werden die Degressionsregelungen entschär�. Der Beginn der

Degression wird um ein Jahr auf den 1. Januar 2022 verschoben. Zudem reduziert sich der anzulegende Wert nur noch um

jährlich um 2% ansta� wie bisher 5%.

D E R  R E G I E R U N G S E N T W U R F  S I E H T

V O R ,  DA S S  D I E  B E T R E I B E R  V O N

W I N D E N E R G I E A N L A G E N  A N  L A N D

D I E  B E T R E F F E N D E  KO M M U N E

F I N A N Z I E L L  A M  E R T R A G  B E T E I L I G E N

D Ü R F E N .

6.  GEÄNDERTE  MAXIMALWERTE  FÜR AUSSCHRE IBUNGSPFL ICHT IGE ANLAGEN

Der Regierungsentwurf sieht Änderungen der Maximalwerte für die Gebote ausschreibungspflich�ger Anlagen vor.

a) Windenergieanlagen an Land

Für Windenergieanlagen an Land soll bei Ausschreibungen zukün�ig ein Höchstwert von 6,0 ct./kWh gelten. Gegenüber dem im

Jahr 2020 geltenden Wert nach dem EEG 2017 wird der Höchstwert damit um 0,2 ct./kWh abgesenkt. Zudem sieht der

Regierungsentwurf eine jährliche Degression um 2%  gegenüber dem jeweils im Vorjahr geltenden Höchstwert vor, die jeweils

zum 1. Januar in Kra� tri�. Die bisherige Regelung, die eine Begrenzung auf Basis der höchsten noch bezuschlagten Gebote der

Vor-Ausschreibungen vorsah, en�ällt.
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b) Freiflächensolaranlagen (Solaranlagen des ersten Segments)

Für Freiflächen-Solaranlagen sieht der Regierungsentwurf zunächst einen

Höchstwert in Höhe von 5,90 ct./kWh vor. Ab dem 1. Januar 2022 soll sich der

Höchstwert dann aus dem um 8% erhöhten Durchschni� des jeweils höchsten noch

bezuschlagten Gebotswertes der letzten drei Gebotstermine berechnen, wobei auch

dabei eine Höchstgrenze von 5,90 ct./kWh gelten soll.

c) Gebäudesolaranlagen (Solaranlagen des zweiten Segments)

Für Gebäudesolaranlagen sieht der Regierungsentwurf zunächst einen Höchstwert in

Höhe von 9,00 ct./kWh vor. Ab dem 1. Januar 2022 soll sich der Höchstwert ebenfalls

dann aus dem um 8% erhöhten Durchschni� des jeweils höchsten noch

bezuschlagten Gebotswertes der letzten drei Gebotstermine berechnen, wobei auch

dabei eine Höchstgrenze von 9,00 ct./kWh gelten soll.

7.  F INANZIEL LE  BETE I L IGUNG DER KOMMUNEN

Der Regierungsentwurf sieht vor, dass die Betreiber von Windenergieanlagen an Land nach einem entsprechenden Zuschlag die

betreffende Kommune finanziell am Ertrag beteiligen dürfen. Vorgesehen ist grundsätzlich eine einsei�ge Zuwendung in Höhe

von maximal 0,2 ct./kWh für die tatsächlich erzeugte Strommenge. Die entsprechende Zuwendung kann dann im Rahmen der

Jahresendabrechnung an den Netzbetreiber weitergereicht werden. Mit dieser Zuwendung sollen vor allem örtliche

Widerstände und damit verbundene Widersprüche und Klagen gegen Genehmigungsverfahren reduziert werden.

8.  VERGÜTUNG BE I  NEGAT IVEN MARKTPRE ISEN

Ein vieldisku�erter Änderungsvorschlag betri� die Regelung zur Vergütung in Zeiten

nega�ver Marktpreise. Unter dem EEG 2017 wurde der anzulegende Wert auf Null

gesenkt, wenn die Preise am Spotmarkt mindestens sechs aufeinanderfolgende

Stunden nega�v waren. Der Regierungsentwurf sieht nun vor, dass der anzulegende

Wert bereits dann auf Null sinkt, wenn der Preis am Spotmarkt eine Stunde lang

nega�v ist. Sollte dieser Vorschlag umgesetzt werden (was derzeit noch kontrovers

disku�ert wird), würde die neue Regelung nur für solche Anlagen gelten, die nach

dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen wurden bzw. deren Zuschlag nach diesem

Datum erteilt worden ist. Alte Anlagen unterliegen weiterhin der 6-Stunden-

Regelung.

9.  HÖHE DER  ENTSCHÄDIGUNG BE I  RED ISPATCH

Nach dem Regierungsentwurf wird das EEG 2021 die Vorgaben der Erneuerbaren-Energien-Richtline im Hinblick auf die Höhe

der Entschädigungen bei Redispatchmaßnahmen des Netzbetreibers umsetzen und zwar auch für Anlagen, die vor dem 1. Januar

2021 in Betrieb genommen wurden oder deren Zuschlag vor dem 1. Januar 2021 erteilt wurde. Anstelle des bisher geltenden

Selbstbehaltes i.H.v. 5% der entgangenen Einnahmen sollen diese zukün�ig zu 100% ersetzt werden. Das entspricht auch der

derzei�gen Praxis der meisten Netzbetreiber.
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10.  WASSERSTOFF  UND EEG-UMLAGE

Kontrovers disku�ert wird derzeit noch, ob – wie in der na�onalen Wasserstoffstrategie vorgesehen – Elektrolyseure, die sog.

grünen Wasserstoff erzeugen, von der EEG-Umlage vollständig befreit werden. Das Bundeswirtscha�sministerium präferiert

demgegenüber eine Einbeziehung in die Regelungen zur Besonderen Ausgleichsregelung (unter Anwendung der für die

Inanspruchnahme geltenden Schwellenwerte). Sollte es dazu kommen, könnte nur ein Teil der Unternehmen von einer

entsprechenden Regelung profi�eren.

11.  FÖRDERUNG DES WEITERBETR IEBS

Bleibt es bei den Vorschlägen des Regierungsentwurfs, wird ein EEG zum ersten Mal

Regelungen enthalten, die den Weiterbetrieb der Anlagen nach Auslaufen des

ursprünglichen Förderzeitraums betreffen.

Danach soll das Recht auf vorrangige Einspeisung des erzeugten Stroms auch nach

Ablauf des Förderzeitraums von 20 Jahren (zzgl. des Inbetriebnahmejahres) erhalten

bleiben. Anlagenbetreiber sollen nach Ablauf des Förderzeitraums eine

Einspeisevergütung in Höhe des Jahresmarktwertes abzüglich einer

Vermarktungspauschale in Höhe von 0.2 ct./kWh erhalten können. Um eine

Vergütung zu erhalten, müssen die Anlagenbetreiber den gesamten erzeugten Strom

in das Netz einspeisen und dem Netzbetreiber zur Verfügung stellen. Der Zeitraum,

in dem Anlagenbetreiber nach Ende der ursprünglichen Förderfrist eine Vergütung erhalten können, ist jedoch begrenzt.

Anlagenbetreiber können eine Vergütung verlangen

bis zum 31. Dezember 2021 für Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Kilowa� und

bis zum 31. Dezember 2027 für Anlagen mit einer installierten Leistung von bis zu 100 Kilowa�.

Viele der Regelungen des vorliegenden Regierungsentwurfs werden derzeit noch kontrovers zwischen verschiedenen Verbänden

und der Bundesregierung sowie dem Bundeswirtscha�sministerium disku�ert. Gerade die Regelungen zur Vergütung bei

nega�ven Strompreisen und zum Weiterbetrieb der Anlagen werden von vielen Mark�eilnehmern als unzureichend empfunden.

Auch die Förderung von Wasserstoff geht vielen Verbänden nicht weit genug.
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